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Die Sicherheitsarchitektur in den
Kommunen hat sich seit den 90er Jah-
ren gravierend gewandelt. Bisherige
Konzepte, orientiert an Zuständigkei-
ten öffentlicher Träger, wurden abge-
löst durch Kooperationen im Bereich
der Kriminalprävention mit Kriminal-
präventiven Räten, im Bereich des in-
terinstitutionellen Polizierens mit Ord-
nungspartnerschaften und Sicher-
heitsnetzen sowie von Public-Private-
Partnerships durch Zusammenarbeit
mit privaten Sicherheitsdiensten oder
auch mit bürgerschaftlicher Beteili-
gung an (i.w.S.) polizeilichen Aufgaben.

Hintergrund der neuen Konzepte
bei der Produktion von Sicherheit und
Ordnung in der Stadt sind einerseits
veränderte Kriminalitätslagen und
Ordnungsprobleme, gewandelte An-
sprüche und Bewertungen des Sicher-
heitsempfindens der Bevölkerung,
modifizierte Selbstverständnisse der
an der Sicherheitsproduktion beteilig-
ten Institutionen sowie neue Konzep-
te von Staatlichkeit und Verwaltung,
wie sie in den Begriffen der „Bürger-
kommune“, der „bürgernahen Polizei-
arbeit“ und des „aktivierenden Staa-
tes“ zum Ausdruck kommen.

Die empirische Sozialforschung hat
sich in den letzten Jahren mit der Ana-
lyse einzelner Präventionsgremien et-
wa im Hinblick auf deren Themenfin-
dung bzw. -setzung, ihrer Präventions-
ziele und Inhalte sowie insbesondere

deren Akteurskonstellationen beschäf-
tigt und dabei einige Schwachstellen
der bisherigen Kooperationspraxis auf-
gedeckt (Born, 2009; van den Brink,
2005; Freise/Meißner, 2009; Frevel, 2007;
Hannuschka, 2009; Kober 2005, Pütter,
2006; Wurtzbacher, 2004, 2008). Die vor-
nehmlich qualitativen Fallstudien wei-
sen z. B. auf asymmetrische Akteurs-
konstellationen hin, in denen öffentli-
che Akteure (insbesondere die Polizei)
„die Inhaltlichkeit der Gremien prägen,
Problemwahrnehmungen beeinflus-
sen und mit ihren zur Verfügung ste-
henden Ressourcen die Handlungen
steuern.“ (Frevel, 2007, 182).

Wie genau solche Gremien im
Binnenverhältnis der Akteure unter-

einander verfasst sind, wie sie arbei-
ten und auf welche Weise sie sich mit
kommunalen Problemstellungen aus-
einandersetzen ist hingegen in man-
chen Teilen noch wenig ausgeleuch-
tet.

Mit der Aufhellung dieser und wei-
terer Aspekte der kooperativen Si-
cherheitspolitik auf kommunaler Ebe-
ne beschäftigt sich ein Projekt, das
über einen Zeitraum von zwei Jahren
vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung im Rahmen des Pro-
gramms „Forschung für die zivile Si-
cherheit“ gefördert wird. Im For-
schungsprojekt „Kooperative Sicher-
heitspolitik in der Stadt“ (KoSiPol) ar-
beiten Vertreter der folgenden Ein-
richtungen zusammen:
" Westfälische Wilhelms Universität

Münster

" Ernst-Moritz-Arndt-Universität
Greifswald

" Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung NRW

" Verwaltungsfachhochschule Wies-
baden

" Europäisches Zentrum für Kriminal-
prävention e.V. Münster

Konkrete Ziele des Projektes sind
" eine qualitative Bestandsaufnahme

zur aktuellen Gestaltung lokaler Si-
cherheitsproduktion,

" deren kritische Bewertung aus so-
ziologisch-kriminologischer und po-
litikwissenschaftlicher Perspektive,

" deren Gegenüberstellung mit den
lokalen Sicherheitsbedürfnissen der
Bevölkerung sowie

" die Entwicklung von Konzepten, die
unter Beachtung objektiver sicher-
heitsrelevanter Aspekte einerseits
und der subjektiven bürgerschaft-
lichen Sicherheits- und Freiheitsbe-
dürfnisse andererseits entworfen
werden.
Es soll anhand von Fallstudien in 16

Städten und mit Hilfe eines multi-
methodischen und multiperspektivi-
schen Ansatzes mit Blick auf die ope-
rative Ebene untersucht werden
" wie sich das Akteursfeld von staat-

lichen und privaten Sicherheits- und
Ordnungskräften darstellt,

" welche Inhalte, Maßnahmen und Or-
ganisationsformen in der kooperati-
ven Sicherheitspolitik anzutreffen
sind,

" wie die sicherheitspolitisch relevan-
te Netzwerkarbeit von den Akteuren
betrieben wird,

" welche Schnittstellen resp. Über-
schneidungen beim Polizieren im
(halb-)öffentlichen Raum bestehen
und

" wie diese hinsichtlich ihrer Wirkun-
gen, ihrer Übereinstimmung mit
den Sicherheitsbedürfnissen und
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ihrer bürgerschaftlichen Akzeptanz
und Legitimierung zu bewerten sind.

Integrierte Strategien
lokaler Sicherheit

Die Präventionslandschaft in
Deutschland ist laut einer Studie von
Schreiber (2007) äußerst heterogen.
Sowohl bei der Zusammensetzung der
Gremien als auch bei den Themen der
Ordnungspartnerschaften, Kriminal-
präventiven Räten und anderen Ko-
operationen herrscht große Diver-
sität.

Trotzdem lassen sich bestimmte
Themenbereiche identifizieren, die in
vermehrtem Maße Gegenstand lokaler
Sicherheitsarbeit sind. Die deliktorien-
tierte Prävention hat dabei ihren
Schwerpunkt im Bereich der Gewalt-
und Rohheitsdelikte sowie der Dro-
gen, Sucht, Sachbeschädigung und Ei-
gentumskriminalität (Schreiber 2007,
49 ff.). Zielgruppen der Prävention sind
vor allem Kinder und Jugendliche, Mi-
granten, aber auch Suchtkranke und
Erwachsene allgemein in verschiede-
nen Problemkontexten. Die Ausrich-
tung ist dabei sowohl Täter- als auch
Opferorientiert sowie auf die sozial-
räumlichen Bedingungen bezogen.

Die im Rahmen des Forschungspro-
jektes durchzuführenden Fallstudien
konzentrieren sich auf exemplarische
Handlungsfelder, die ausweislich ver-
schiedener Untersuchungen in der lo-
kalen Sicherheitsarbeit eine besonde-
re Bedeutung haben. Es ist zu erwar-
ten, dass die unterschiedlichen Per-
spektiven, also Opfer-, Täter- und Kon-
textorientierung, sowie die unter-
schiedlichen Präventionsschwerpunk-
te (situative und gemeinwesenbezo-
gene Kriminalprävention) auch zu ei-
ner sehr unterschiedlichen (bedarfs-

orientierten) Zusammensetzung der
Gremien führen. Exemplarisch hierfür
ist zu erwarten, dass im Bereich der ju-
gendlichen Intensivtäter ein Schwer-
punkt im Bereich der Strafverfolgung
und damit Polizei, Staatsanwaltschaft,
Ordnungsämter vorzufinden ist, wo
hingegen im Bereich der häuslichen
Gewalt auch Opferschutzverbände
und Sozialeinrichtungen in den Gre-
mien auftreten.

Neben deliktorientierten Koopera-
tionen hat die polizierende Präsenz
mit vielfältigen intra- und interinsti-
tutionellen Kooperationskonstellatio-
nen von Kommune, Polizei, Angestell-
ten- und Laienpolizeien sowie priva-
ten Sicherheitsdiensten an Bedeutung
gewonnen.

Wissenschaftliche Arbeitsziele
des Vorhabens

Zu einem wesentlichen Teil handelt
es sich bei dem Teilvorhaben „Inte-
grierten Strategien lokaler Sicherheit“
um Grundlagenforschung, da bislang
nur wenige Kenntnisse über die
Binnenstrukturen sicherheitspoliti-
scher Netzwerkarbeit im lokalen Be-
reich vorliegen. Mit dem qualitativ
ausgerichteten Forschungskonzept
sollen die Unterschiede und Gemein-
samkeiten von Kooperationsbezie-
hungen innerhalb und zwischen den
verschiedenen, exemplarisch betrach-
teten Handlungsfeldern analysiert
werden.

An diesem Punkt werden die Er-
kenntnisse als angewandte Forschung
weiter verarbeitet, um Ansätze für hö-
here Wirksamkeit, interne Akzeptanz,
bürgerschaftliche Legitimität sowie
zur Stärkung der sicherheitspoliti-
schen Relevanz aufzuzeigen. Bislang –

so eine Arbeitshypothese – eher labile,
weil zufällige oder willkürliche Koope-
rationsstrukturen können mit diesen
Erkenntnissen einer stabileren lokalen
Sicherheitsarchitektur zugeführt wer-
den.

In dem zweiten Teilvorhaben von
KoSiPol, das vom Europäischen
Zentrum für Kriminalprävention e. V.
verantwortet wird, sollen die Erkennt-
nisse für die Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung von Angehörigen der koope-
rierenden Institutionen (insbeson-
dere Kommunalverwaltung, Polizei,
Wohlfahrtsverbände, andere zivilge-
sellschaftliche und privatwirtschaft-
liche Organisationen) aufbereitet wer-
den.
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